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Unsere Justiz — ein wirksames Instrument bei der Durchführung
des neuen Kurses

Von Dr. HILDE BENJAMIN, Minister der Justiz der Deutschen Demokratischen Republik

Nachstehend veröffentlichen wir das Referat von 
Dr. Hilde Benjamin, das sie am 18. Juli 1953 vor 
der Belegschaft des Ministeriums der Justiz anläß­
lich ihrer Berufung zum Minister der Justiz ge­
halten hat. Die Redaktion

Ich übernehme mein Amt in einer Zeit, in der 
an die Justiz und an die Rechtsprechung besonders 
hohe Anforderungen gestellt werden. Wohl noch 
nie in der Geschichte unserer Republik ist die 
Tätigkeit der Justiz so sehr in das politische Be­
wußtsein der Bürger gerückt, hat die Tätigkeit der 
Justiz für die Bewußtseinsbildung solche Bedeu­
tung gewonnen. Wir können mit Fug sagen, daß für 
die Frage der Stärkung unserer demokratischen 
Staatsmacht, für ihre Verankerung in den Massen, 
die Tätigkeit der Gerichte in der nächsten Zeit 
eine große Rolle spielen wird. Jede Etappe unse­
rer Entwicklung stellte an unsere politische Füh­
rung besondere Aufgaben, die jeweils auch be­
sondere Formen und Methoden der Lösung ver­
langten. Das mußte sich in der gesamten Tätigkeit 
aller Staatsorgane widerspiegeln, nicht zuletzt auch 
in der Tätigkeit der Justiz.

Im Kommunique des Politbüros des Zentral­
komitees der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch­
lands vom 9. Juni 1953 ist als ein Ziel der Maß­
nahmen, die das Politbüro der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik zur Durch­
führung empfahl, die Stärkung der Rechtssicherheit 
in der Deutschen Demokratischen Republik ge­
nannt. Mit dieser Zielsetzung wird eines der 
Grundprinzipien unseres Staates, die demokratische 
Gesetzlichkeit, auch zu einem entscheidenden Fak­
tor des neuen Kurses unserer Politik erklärt, und 
bei der Durchführung des neuen Kurses wird die 
ständige Stärkung und Festigung der demokrati­
schen Gesetzlichkeit als des Mittels zur Stärkung 
der Rechtssicherheit eine entscheidende Rolle 
spielen. Wenn die Stärkung der Rechtssicherheit 
gefordert wird, so besagt dies, daß der Weg der 
Festigung der Gesetzlichkeit im Interesse des 
Schutzes der Bürger, den wir seit 1945 gegangen 
sind, mit größerer Energie als bisher fortgesetzt 
wird.

Wenn wir unsere staatliche Entwicklung seit dem 
8. Mai 1945 betrachten, dann sehen wir, wie mit 
jeder erreichten Etappe auch die Gesetzlichkeit 
jeweils eine höhere Form gewonnen hat. Erinnern 
wir uns nur daran, daß bei uns die deutschen Ge­
richte bereits im Mai 1945 ihre Tätigkeit auf- 
nahmen, während es in Westdeutschland bei vielen 
Gerichten bis in den Herbst 1945 hinein dauerte, 
ehe sie zu arbeiten begannen. Als die erste große 
Etappe unserer Entwicklung mit der Beendigung 
der Entnazifizierung, mit dem Abschluß der Se­
questrierung beendet war, als alle fortschritt­
lichen, antifaschistischen Kräfte unter Führung der 
Arbeiterklasse daran gingen, den Zweijahrplan zu

verwirklichen, da wurde auf der ersten Partei­
konferenz der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands mit besonderer Entschiedenheit die 
Forderung nach der Entwicklung und Stärkung der 
demokratischen Gesetzlichkeit gestellt. Seitdem 
verging keine große Kundgebung der Sozialisti­
schen Einheitspartei Deutschlands, auf der nicht 
die Forderung nach der Festigung der Gesetzlich­
keit erhoben wurde, und auf den verschiedensten 
Gebieten der Justiz und der Verwaltung wurden 
Gesetze erlassen, deren ausdrückliches Ziel die 
Festigung der demokratischen Gesetzlichkeit war.

Es war ein Ausdruck unserer Gesetzlichkeit, daß 
unsere Gerichte Saboteure, wie Herwegen und 
Brundert, wie die Agenten der Solvays, entlarvten. 
Es war ein Ausdruck unserer Gesetzlichkeit, daß 
Spione und Terroristen, wie Burianek und Kaiser, 
auf das härteste bestraft wurden. Aber wir müssen 
doch feststellen, daß die Stärkung und Festigung 
unserer Gesetzlichkeit nicht immer unserer fort­
schreitenden Entwicklung entsprach. Sie hat noch 
nicht in allen ihren Formen und Auswirkungen 
die Höhe erreicht, die allen Bürgern das Gefühl 
absoluter Rechtssicherheit gibt, sie hat auch noch 
nicht die Höhe erreicht, daß sie schon in allen 
Punkten für Westdeutschland ein Vorbild wäre.

Die Gesetzlichkeit muß die Tätigkeit aller unse­
rer Staatsorgane beherrschen. Dies gilt insbe­
sondere für die Tätigkeit der Gerichte, denn: wie 
können sie ihre Aufgabe, die Gesetzlichkeit gegen­
über allen Rechtsbrechern durchzusetzen und 
gegenüber allen Verletzungen wiederherzustellen, 
erfüllen, wenn sie selbst nicht von der strengsten 
Gesetzlichkeit durchdrungen sind? Die Wissen­
schaft, unsere junge demokratische Rechtswissen­
schaft, hat sehr komplizierte Definitionen und Be­
schreibungen des Wesens der Gesetzlichkeit ge­
funden. Für den einfachen Menschen ist jedoch 
die Vorstellung der Rechtssicherheit und Gesetz­
lichkeit im allgemeinen verknüpft mit der einen 
entscheidenden Frage: mit der Sicherheit und Un­
verletzlichkeit seiner Person und seiner Freiheit. 
Deshalb gewinnen auch gerade in der gegen­
wärtigen Lage und im Hinblick auf die besonderen 
Aufgaben der Justiz in dieser Periode unserer 
Entwicklung alle diejenigen gesetzlichen Bestim­
mungen hervorragende Bedeutung, die die Sicher­
heit und Unverletzlichkeit der Person unserer 
Bürger betreffen. Jeder Haftbefehl, mit dem ein 
Richter Untersuchungshaft verhängt, muß sorg­
fältig daraufhin geprüft werden, ob wirklich die 
gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen. Wir wissen, 
daß das Vorliegen dieser Voraussetzungen nicht 
immer mit der nötigen Sorgfalt und dem nötigen 
Verantwortungsbewußtsein festgestellt worden ist. 
Wir wissen, daß mitunter noch unzulängliche Er­
mittlungsmethoden dadurch verdeckt werden sollen,
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